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GELEBTE WERTSCHÄTZUNG

Manche Geschäftsbeziehungen gehen über das
„übliche Auftragsverhältnis“ hinaus. Das persönliche 
Gespräch ist uns ebenso wichtig wie die gegenseitige 
Wertschätzung. 

Erfolg entsteht durch Vertrauen, Kompetenz und das 
Miteinander von und für Menschen. Dafür steht die 
Partner-Treuhand-Gruppe.

Gemeinsam mit unseren Klienten und unseren
Teams gestalten wir die Zukunft und meistern
neue Herausforderungen.

Mag. Gerhard Diplinger, Ingeborg Gratz-Neudecker,
DI Georg Doppelbauer, Dr. Bernhard Arming, MMag. Wolfgang Pfeil

Unser Wissen. Ihr Vorteil.
Die Geschäftsführung der Partner-Treuhand-Gruppe

„Der Erfolg von 30 Jahren Partner-Treuhand Traunviertel basiert 
auf Vertrauen, persönlicher Zusammenarbeit und einem starken 
Team.“ Darin sind sich Prokuristin Mag.a Bettina Jansch und
Geschäftsführer Mag. Gerhard Diplinger einig.

GENIESSEN SIE IHRE 
URLAUBSZEIT!
Für die kommenden Sommermonate wünschen wir
Ihnen erholsame Tage, viele schöne Momente und Zeit
zum Auftanken. 

Gemeinsam mehr erreichen: In Besprechungen und Teamrunden 
bündeln wir unsere Kompetenzen, entwickeln neue Perspektiven 
und sorgen dafür, dass unsere Klienten von unserem umfangrei-
chen Fachwissen profitieren.
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„Unser beständiges Team
ist unsere größte Stärke.
Die geringe Fluktation macht
uns stolz und zeigt wie gut
der Zusammenhalt in
unserem Unternehmen
funktioniert, “, so
GF Gerhard Diplinger.

Das Bürogebäude in der Flößerstraße in Thalheim erscheint auf den 
ersten Blick als bizarrer Bau, der optisch einem Schiffsrumpf äh-
nelt. Der passionierte Segler Johannes Schuster gründete im Jahr 
1996 die G.P.S-Treuhand Wirtschaftstreuhand GmbH. Mittlerweile 
hält Mag. Gerhard Diplinger mit seinem Team das Schiff auf Kurs.
Rückenwind bekommt er dabei von Prokuristin Mag.a Bettina Jansch 
und dem 20-köpfigen Team. 

Der Schlüssel zum Erfolg ist die Wertschätzung auf allen Ebenen

Auch die Bereitschaft zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist eine tragende Säule in unserem Unternehmen und erfor-
dert bestimmt mehr Flexibilität auf beiden Seiten. „Unsere Kanzlei-
standorte sind vorwiegend weiblich besetzt – das bedeutet in den 
meisten Fällen ein paar Jahre der Kinderbetreuung, die für unsere 
Mitarbeiterinnen oft mit doppelter Belastung verbunden sind“, weiß 
die dreifache Mutter Mag.a Bettina Jansch aus eigener Erfahrung.

PARTNER-TREUHAND
TRAUNVIERTEL

30 Jahre Partner-Treuhand 

Traunviertel stehen für

Beständigkeit, Vertrauen und 

gelebte Werte.

Mit einem starken Team, 

persönlicher Beratung und 

dem Blick nach vorne hat sich 

das Unternehmen erfolgreich 

weiterentwickelt – und bleibt 

dabei seinen Wurzeln stets 

treu. Ein Jubiläum, das Anlass 

gibt, auf Erreichtes zurückzu-

blicken und zugleich den Blick 

nach vorne zu richten.

JAHRE

Seit 30 Jahren auf sicherem Kurs mit Beständigkeit, Erfahrung und Weitblick für unsere 
Klienten – die Partner-Treuhand Traunviertel.

Die Digitalisierung in allen Bereichen hat sicherlich Erleichterungen 
gebracht, aber auch Schnelllebigkeit und ein unglaubliches Tempo 
vorgelegt. Doch auf persönliche Gespräche und den Klientenkon-
takt wollen wir keinesfalls verzichten! Es hat sich in diesen 30 Jahren 
sehr viel verändert – neue Berufsfelder haben sich aufgetan und die
stetige Weiterbildung unserer Mitarbeiter ist mittlerweile schon 
Pflicht, aber auch Routine.

Seit der ersten Stunde dabei: Sabine Müllner und Karin Grüblbauer stehen gemeinsam 
mit Bettina Jansch und Gerhard Diplinger für Kontinuität, Erfahrung und 30 Jahre 
erfolgreiche Entwicklung.
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Ingeborg Gratz-Neudecker
Geschäftsführung, Steuerberaterin

T  +43 (0) 7242 / 41 601
M inge.gratz-neudecker@partner-treuhand.at

DIE HITZESCHUTZVERORDNUNG 

Die Tage werden heißer und wir sind im Hochsommer ange-

kommen: mit Anfang 2026 ist in Österreich die Hitzeschutzver-

ordnung in Kraft getreten und ergänzt das Arbeitnehmerinnen-

schutzgesetz (ASchG). Diese Verordnung soll die Arbeitnehmer 
vor Gesundheitsgefahren durch Hitze und natürliche UV-Strahlung 
schützen. Der Schwerpunkt der Verordnung liegt auf Tätigkeiten, bei 
denen Beschäftigte Hitze oder natürlicher UV-Strahlung ausgesetzt 
sind, sodass beispielsweise auch Servicetätigkeiten im Gastgarten 
oder Freien in deren Anwendungsbereich fallen.

Hitzeschutz und Maßnahmen

Die neue Hitzeschutzverordnung verpflichtet Arbeitgeber dazu, ab 
einer von der GeoSphere Austria ausgegebenen Hitzewarnung der 
Stufe 2 (entspricht einer Temperatur von >30 Grad Celsius) konkrete 
Schutzmaßnahmen umzusetzen.
Diese umfassen unter anderem:

n	 Maßnahmen zur Gefahrenvermeidung wie die Verlagerung
	 der Arbeitszeit oder die Reduzierung der Arbeitsschwere

n	 Technische Maßnahmen wie die Beschattung der Arbeitsplätze, 	
	 Duschgelegenheiten etc.

n	 Organisatorische Maßnahmen wie ein Tätigkeitswechsel oder
	 Verlagerung in den Schatten, Akklimatisierung

n	 Persönliche Maßnahmen wie etwa leichte Kleidung, Kopfschutz,
	 Nackenschutz, Schutzkleidung, Sonnenbrille und Sonnenschutz-	
	 creme (alles mit UV-Schutzfunktion), kühlende Kleidung,
	 Bereitstellung von Getränken

n	 Setzung von Notfallmaßnahmen für die Erste Hilfe bei
	 Symptomen einer hitzebedingten Gesundheitsbeeinträchtigung.

Information und Unterweisung

Alle betrieblichen Maßnahmen zum Schutz vor Hitze müssen in 
einem Hitzeschutzplan schriftlich festgehalten werden. Betroffene 
Arbeitnehmer sind entsprechend darüber zu informieren und zu 
unterweisen.

Kontrollbehörde

Die Kontrolle der Einhaltung der Hitzeschutzverordnung sowie der 
konkret gesetzten Schutzmaßnahmen im betrieblichen Bereich ob-
liegt dem Arbeitsinspektorat.

NEUE REGELUNG BEI WOHNUNGSMIETEN 

Seit 1.1.2026 gelten in Österreich durch das Mieten-Wert-

sicherungsgesetz (MieWeG) und das 5. Mietrechtliche Inflations-

linderungsgesetz (5. MILG) neue Regelungen für Mietverträge. 

Welche Mieten sind betroffen?

Die neuen Regelungen betreffen Wohnungen, für die das Miet-
rechtsgesetz (MRG) ganz oder teilweise gilt. Dazu zählen in der Regel 
Wohnungen in Mehrparteienhäusern. Die neuen Regelungen gelten 
nicht für Geschäftsraummieten oder nicht dem MRG unterliegende 
Räume. Nicht betroffen sind demnach Genossenschaftswohnungen, 
ebenso wenig Ein- und Zweifamilienhäuser, die als Vollausnahmen 
vom Mietrechtsgesetz gelten und nach dem ABGB vermietet wer-
den. Die Änderungen gelten zudem nur für Mietverträge, in denen 
eine Wertsicherungsvereinbarung getroffen wurde.

Was muss bei Mieterhöhungen künftig beachtet werden?

Mieten betroffener Mietverträge, die dem MieWeG unterliegen und 
die an die Inflation gekoppelt sind (sogenannte Wertsicherungsklau-
seln/Indexmieten), dürfen nunmehr nur noch am 1. April eines Jahres 
angepasst werden. Mietzinsanpassungen sind der Höhe nach zudem 
nunmehr zweifach beschränkt: Zum einen mit der durchschnittlichen 
Erhöhung des Verbraucherpreisindex (VPI 2020) des vorigen Kalen-
derjahres und zum anderen wird jede Erhöhung, die größer als 3 % 
ist, nur zur Hälfte berücksichtigt.
Bei Wohnungsmietverträgen, die dem Vollanwendungsbereich des 
MRG unterliegen, darf der Mietzins per 1.4.2026 nur noch um 1 % 
und per 1.4.2027 nur noch um 2 % angehoben werden.

Was ändert sich bei befristeten Mietverträgen

Bei Vermietungen durch Unternehmer wird die gesetzliche Mindest-
befristung von 3 auf 5 Jahre verlängert. Dies gilt für Neuabschlüsse 
und Verlängerungen ab 2026. Private Kleinvermieter, die keine Un-
ternehmer im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes sind, können 
weiterhin auf 3 Jahre befristet vermieten.

Wir verschaffen Ihnen Freiraum  www.partner-treuhand.at

SALZBURG
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DI Georg Doppelbauer
Geschäftsführung, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer

T +43 (0) 7242 / 41 601
M georg.doppelbauer@partner-treuhand.at

VERMIETUNG UNTER FAMILIENANGEHÖRIGEN

Vermietungen unter Familienangehörigen (zB zwischen Eltern und 
Kindern) stehen steuerrechtlich oftmals besonders im Fokus. Wird 
eine Vermietung als fremdunüblich gewertet, so hat dies zur Kon-
sequenz, dass zwar die daraus erzielten Einkünfte nicht der Steuer-
pflicht unterliegen, gegengleich jedoch auch geltend gemachte Aus-
gaben steuerrechtlich nicht anerkannt werden. Zudem steht kein 
Vorsteuerabzug aus etwaigen Anschaffungen oder Investitionen für 
das vermietete Objekt zu. Damit ein Mietverhältnis auch im Fami-
lienverbund anerkannt wird, sollten jedenfalls nachfolgende Punkte 
beachtet werden:

Fremdüblichkeit

Das Mietverhältnis sollte so gestaltet sein, wie dies auch mit
fremden Dritten der Fall wäre.
Dies bedeutet:
-	 marktübliche Miete (nicht zu niedrig!)
-	 Indexierung der Miete
-	 marktübliche Betriebskostenregelung
-	 Kündigungsfristen wie am freien Markt
-	 keine ungewöhnlichen Sonderrechte
-	 Vereinbarung einer Kaution

Schriftlichkeit/ Publizität 

Neben der Fremdüblichkeit des Mietverhältnisses ist auch dessen 
Verschriftlichung besonders wichtig. Dies bedeutet, dass ein schrift-
licher Mietvertrag vorliegen muss, welcher fremdüblich ausgestaltet 
und von beiden Seiten unterfertigt und vergebührt ist.

Tatsächliche Durchführung

Abschließend ist es wichtig, dass das Mietverhältnis auch tatsächlich 
so gelebt wird. Dies bedeutet im Wesentlichen:

-	 regelmäßige Zahlung (Überweisung/keine Barzahlungen)
	 der Miete und der Betriebskosten
-	 Hinterlegung der Kaution
-	 keine „Rückzahlungen unter der Hand“
-	 Indexierung

Liegen die oben genannten Voraussetzungen grundsätzlich vor, so 
sind auch Mietverhältnisse mit nahen Angehörigen steuerrechtlich 
anzuerkennen. 

Dies wurde auch jüngst vom Bundesfinanzgericht (BFG) im Rahmen 
einer aktuellen Entscheidung so bestätigt.

ABFÜHRUNG DER UMSATZSTEUER
BEI GUTSCHEINEN

Verkauft ein Unternehmer Gutscheine, die zum späteren Be-

zug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen, so stellt 

sich oftmals die Frage, ob bereits der Verkauf des Gutscheins 

oder erst dessen Einlösung eine Umsatzsteuerpflicht auslöst.

Diesbezüglich ist zwischen Einzweck- und Mehrzweck-Gut-

scheinen zu unterscheiden.

Einzweck-Gutschein

Ein Einzweck-Gutschein liegt vor, wenn der Ort der Leistung, 
auf den sich der Gutschein bezieht, und die dafür geschulde-
te Umsatzsteuer (d. h. schon implizit die Bemessungsgrundlage 
und der Steuersatz) bei der Ausstellung des Gutscheins bereits 
feststehen. Bei Einzweck-Gutscheinen wird die Umsatzsteuer 
zu jenem Zeitpunkt erhoben, zu dem der Gutschein ausgegeben 
wird. Da bei Einzweck-Gutscheinen die Lieferung oder sonstige 
Leistung beim Verkauf des Gutscheins bereits bekannt und ein-
deutig konkretisiert ist, wird der Verkauf des Gutscheins wie ein 
Barumsatz behandelt.

Beispiele für Einzweck-Gutscheine sind:
n	 Gutschein eines Theaters für den Besuch
	 einer Theatervorstellung
n	 Gutschein für eine „Autowäsche Standard“

Mehrzweck-Gutschein

Als Mehrzweck-Gutschein ist jeder Gutschein zu qualifizieren, 
bei dem der umsatzsteuerliche Leistungsort oder der anzuwen-
dende Steuersatz samt Bemessungsgrundlage (und folglich die 
geschuldete Umsatzsteuer) bei der Ausstellung des Gutscheins 
nicht bekannt sind, weil sich beispielsweise im angebotenen 
Sortiment Produkte befinden, welche unterschiedlichen Um-
satzsteuertarifen unterliegen (z. B. im Supermarkt). Sowohl die 
Ausstellung als auch die Weiterveräußerung von Mehrzweck-
Gutscheinen ist umsatzsteuerlich unbeachtlich. Die Besteue-
rung für Zwecke der Umsatzsteuer erfolgt erst zum Zeitpunkt 
der Einlösung des Gutscheins.

Beispiele für Mehrzweck-Gutscheine sind:
n	 Gutschein einer Supermarktkette über € 100
n	 Shoppingcenter-Gutschein

SteuerEVENT 2026  
12.11.2026
Stadttheater Wels
Mehr in der nächsten Ausgabe 
unserer PartnerTIPPS
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SIND STRAFVERTEIDIGUNGSKOSTEN
EINE BETRIEBSAUSGABE?

Mitunter kann es vorkommen, dass im Zusammenhang mit einer 

ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit Strafverteidigungs-

kosten entstehen, um beispielsweise eine angedrohte Strafe ab-

zuwenden oder gegen das Unternehmen gerichtete Vorwürfe zu 

entkräften. Da die dafür entstandenen Kosten zuweilen sehr hoch 
sein können, stellt sich in der Folge die Frage, ob und unter welchen 
Umständen angefallene Strafverteidigungskosten als Betriebsaus-
gabe abzugsfähig sind.

Strafverteidigungskosten als Betriebsausgabe

Strafverteidigungskosten können als Betriebsausgabe
abgezogen werden, wenn:

-	 der strafrechtliche Vorwurf unmittelbar aus der ausgeübten
	 betrieblichen Tätigkeit resultiert,

-	 die Handlung im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit
	 gesetzt wurde.

Typische Beispiele sind:

-	 Fahrlässige Körperverletzung im Rahmen der Berufsausübung 

-	 Umwelt- oder Sicherheitsverstöße im Betrieb

-	 Finanzstrafverfahren mit betrieblichem Bezug

Die Abzugsfähigkeit wird seitens der Rechtsprechung damit begrün-
det, dass die Verteidigung der Aufrechterhaltung der Einkunftsquelle 
dient.

Keine Abzugsfähigkeit

Angefallene Strafverteidigungskosten sind hingegen nicht als
Betriebsausgabe abzugsfähig, wenn 

-	 die unterstellte Tat privat veranlasst ist, 

-	 oder ein rein persönliches Fehlverhalten vorliegt.

Einschränkung der Abzugsfähigkeit:

Zu beachten ist, dass selbst wenn die Strafverteidigungskosten als 
Betriebsausgabe abzugsfähig sind, allenfalls im Rahmen des Ver-
fahrens verhängte Geldstrafen oder Geldbußen steuerlich nicht ab-
zugsfähig sind. Das Abzugsverbot gilt ohne Ausnahme, selbst bei 
betrieblichem Bezug, und soll verhindern, dass die Wirkung einer 
Strafzahlung durch deren steuerliche Abzugsfähigkeit abgemildert 
wird.

GEWINNFREIBETRAG IM ZUGE EINER
UNTERNEHMENSÜBERTRAGUNG

Steuerpflichtige können im Zuge der Gewinnermittlung ihres 

Betriebes einen Gewinnfreibetrag (bestehend aus Grundfrei-

betrag und investitionsbedingtem Gewinnfreibetrag) geltend 

machen. 

Während der Grundfreibetrag an keine Voraussetzungen an-
knüpft, kann der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag nur dann 
berücksichtigt werden, wenn begünstigte Wirtschaftsgüter für 
den Betrieb angeschafft oder hergestellt werden. 

Begünstigte Wirtschaftsgüter sind abnutzbare körperliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens mit einer betriebsgewöhnli-
chen Nutzungsdauer von mindestens 4 Jahren, die einer inlän-
dischen Betriebsstätte zuzuordnen sind, sowie Wertpapiere, die 
den Anforderungen für die Wertpapierdeckung von Pensions-
rückstellungen genügen und einem Betrieb mit inländischer Be-
triebsstätte mindestens 4 Jahre gewidmet werden.

Gewinnfreibetrag im Rahmen einer Betriebsübertragung

Während eine Betriebsübertragung beim geltend gemachten 
Grundfreibetrag nicht zu einer Nachversteuerung führt, kann es 
beim investitionsbedingten Gewinnfreibetrag sehr wohl zu einer 
Nachversteuerung kommen. 

Werden Wirtschaftsgüter oder Wertpapiere, die im Rahmen des 
investitionsbedingten Gewinnfreibetrages berücksichtigt wur-
den, innerhalb der Behaltefrist ins Privatvermögen übernommen, 
so kommt es zu einer Nachversteuerung des geltend gemachten 
investitionsbedingten Gewinnfreibetrags.
Werden hingegen die Wirtschaftsgüter oder Wertpapiere im 
Zuge der Unternehmensübertragung auf den Rechtsnachfolger 
mitübertragen, so scheiden diese nicht aus dem Betriebsvermö-
gen dieses Betriebs aus und es kommt zu keiner Nachversteue-
rung. 

Dies gilt nach aktueller Rechtsansicht selbst dann, wenn es nach 
Ende der Behaltefrist wieder zu einer Rückübertragung an den 
Verkäufer kommt.

MMag. Wolfgang Pfeil
Geschäftsführung, Steuerberater

T +43 (0) 7249 / 48 040
wolfgang.pfeil@wiesinger-treuhand.at
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Mag. Gerhard Diplinger
Geschäftsführung, Steuerberater

 T +43 (0) 7242 / 45 190
M traunviertel@partner-treuhand.at

ANSPRUCH AUF DIÄTEN FÜR UNTERNEHMER

Tritt ein Unternehmer im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit 

eine Reise an, so entstehen dafür Kosten für die Fahrt, aber auch 

oftmals für Verpflegung und Unterkunft. Analog zum Werbungs-
kostenabzug bei Dienstnehmern besteht auch im unternehmeri-
schen Bereich die Möglichkeit, neben dem Ansatz von Kilometergeld 
(sofern es sich um ein privates Fahrzeug handelt) auch reisebedingte 
Verpflegungs- und Nächtigungsmehraufwendungen mittels Pau-
schalbeträgen als Betriebsausgaben geltend zu machen, sofern die 
Reise betrieblich veranlasst ist.

Betrieblich veranlasste Reise

Eine betrieblich veranlasste Reise liegt vor, wenn sich ein Unterneh-
mer aus betrieblichen Gründen mindestens 25 km vom Mittelpunkt 
seiner Tätigkeit (Betriebsstätte) entfernt und eine Reisedauer von 
mehr als drei Stunden vorliegt. Damit einhergehend darf im Zuge 
der Reise auch kein weiterer Mittelpunkt der Tätigkeit begründet 
werden. Ein weiterer Mittelpunkt der Tätigkeit wird begründet, wenn 
man fünf Tage durchgehend (oder regelmäßig wiederkehrend) oder 
an mehr als 15 Tagen im Kalenderjahr aus beruflichen Gründen am 
gleichen Ort tätig ist.

ANTRAG STROMKOSTEN-AUSGLEICH
FÜR UNTERNEHMEN

Das Standortabsicherungsgesetz (Stromkosten-Ausgleichsge-

setz 2025, SAG) verringert internationale Standortnachteile für 

energieintensive Unternehmen in Österreich durch die anteilige 

Abgeltung indirekter CO2-Mehrkosten beim Strombezug.

Durch die Gewährung befristeter Förderungen für die Jahre 2025 
und 2026, zum Ausgleich gestiegener Strompreise, soll die Wettbe-
werbsfähigkeit der österreichischen Industrie erhalten und Produk-
tionsverlagerungen ins Ausland (sogenanntes "Carbon Leakage") 
verhindert werden. 

Ausgestaltung der Förderung

Die Förderung erfolgt in Form direkter Zuschüsse und deckt bis zu
75 % der tatsächlich angefallenen indirekten CO2-Kosten ab. Die 
Förderung richtet sich an Unternehmen in besonders energieintensi-
ven Sektoren, u. a. der Aluminium- und Stahlproduktion, der Papier- 
und Zellstofferzeugung und der chemischen Industrie. Vorausset-
zung ist ein Stromverbrauch von mehr als 1 GWh pro Jahr.

Antragstellung

Die Antragsfrist für das Jahr 2025 startete mit 13.4.2026. Anträge 
sind über den Fördermanager der Austria Wirtschaftsservice Gesell-
schaft mbH (aws) einzureichen. 
Die Gewährung sowie die Auszahlung der gegenständlichen Förde-
rung erfolgen vorbehaltlich der beihilfenrechtlichen Genehmigung 
durch die Europäische Kommission. Das budgetierte Fördervolumen 
beträgt € 75 Mio. Übersteigt die beantragte Gesamtsumme diesen 
Betrag, so erfolgt eine Aliquotierung.

Weiterer Ausblick

Um heimische Unternehmen langfristig in Bezug auf die gestiegenen 
Energiepreise zu unterstützen, soll der Stromkosten-Ausgleich vor-
aussichtlich bis 2029 verlängert werden. Zusätzlich dazu soll ab dem 
Jahr 2027 ein Industriestrompreis eingeführt werden.

Dabei gilt es zu beachten, dass sich ein Mittelpunkt der Tätigkeit 
nicht zwangsläufig auf einen Ort beziehen muss, sondern auch ein 
gesamtes Einzugsgebiet (zB den Bezirk) umfassen kann. In derartigen 
Fällen besteht bei Tätigkeiten im gesamten Gebiet kein Anspruch auf 
Diäten.

Vorsteuerabzug bei Inlands- und Auslandsreisen

Macht ein Unternehmer bei einer betrieblich veranlassten Reise im 
Inland die pauschalen Taggeld- und Nächtigungskosten geltend, so 
kann er die in den Bruttobeträgen enthaltene 10%ige Umsatzsteuer 
als Vorsteuer wieder abziehen. Falls anstelle des pauschalen Nächti-
gungsgeldes die tatsächlichen Nächtigungskosten abgesetzt werden, 
kann die Vorsteuer von diesen geltend gemacht werden. Dafür muss 
aber eine Rechnung vorliegen, die den Formalerfordernissen des 
Umsatzsteuergesetzes entspricht. Anders als bei Reisekosten im In-
land gibt es bei den Diätensätzen für das Ausland keinen Vorsteuer-
abzug in Österreich.

ZUVERDIENSTGRENZEN
BEIM KINDERBETREUUNGSGELD 2026

Je nach gewählter Kinderbetreuungsgeld-Variante gelten 

unterschiedliche Zuverdienstgrenzen.

Beim einkommensabhängigen Kinderbetreuungsgeld ist ein Zu-
verdienst – etwa aus einer geringfügigen Beschäftigung – zulässig. 
Berücksichtigt werden ausschließlich die Einkünfte jenes Eltern-
teils, der das Kinderbetreuungsgeld bezieht; die Einkünfte des 
anderen Elternteils bleiben außer Betracht. Die jährliche Zuver-
dienstgrenze beträgt € 8.600. Wird diese überschritten, ist nur der 
übersteigende Betrag zurückzuzahlen, nicht jedoch das gesamte 
Kinderbetreuungsgeld.

Beim pauschalen Kinderbetreuungsgeld gilt grundsätzlich eine 
individuelle Zuverdienstgrenze von 60 % der maßgeblichen Letzt-
einkünfte vor der Geburt des Kindes. Liegt diese unter € 18.000, 
oder kann sie mangels Steuerbescheid noch nicht ermittelt wer-
den, beträgt die Zuverdienstgrenze € 18.000 pro Kalenderjahr.

Auch beim pauschalen Kinderbetreuungsgeld ist ausschließlich 
das Einkommen des beziehenden Elternteils maßgeblich. Eine 
Ausnahme besteht lediglich bei der Beihilfe zum Kinderbetreu-
ungsgeld.
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STEUERLICHE ABZUGSFÄHIGKEIT
VON AUSGABEN VOR BETRIEBSERÖFFNUNG

Wer die Gründung eines Unternehmens plant, hat häufig be-

reits vor der eigentlichen Betriebseröffnung erste Ausgaben 

zu tragen. Dazu zählen beispielsweise Kosten für Beratung, 

Geschäftsausstattung, Werbemaßnahmen oder die Anmie-

tung von Räumlichkeiten. Diese sogenannten Vorgründungs-

aufwendungen entstehen bereits vor der Aufnahme der

Geschäftstätigkeit.

Daher stellt sich oft die Frage, ob derartige Ausgaben bereits 
vor der Betriebseröffnung steuerlich als Betriebsausgaben gel-
tend gemacht werden können und ob für die damit verbundenen 
Rechnungen bereits ein Vorsteuerabzug zusteht.

Vorgründungsaufwendungen als Betriebsausgabe

Schon ab dem Zeitpunkt der ersten Vorbereitungshandlungen 
für eine spätere Betriebsgründung gilt der Gründer gegenüber 
der Finanzverwaltung als unternehmerisch tätig und kann die an-
gefallenen Ausgaben steuerlich geltend machen. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Gründungsabsicht klar erkennbar und auch 
durch entsprechende Unterlagen (z. B. Kreditvertrag, Inserate 
etc.) nachweisbar ist. Im Hinblick auf die steuerliche Geltendma-
chung der Ausgaben gilt das Zufluss-Abfluss-Prinzip, das heißt 
die Ausgaben müssen dem Kalenderjahr zugeordnet werden, in 
dem die Zahlungen getätigt wurden. 
Die Geltendmachung erfolgt dementsprechend im Jahr des An-
falls der Ausgaben im Zuge der Einkommensteuererklärung, so-
dass sich bei noch fehlenden Einnahmen ein Verlust ergibt, der 
mitunter mit anderen Einkünften verrechnet werden kann oder 
in den Verlustvortrag eingeht. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass es sich bei der später ausgeübten Tätigkeit um keine Lieb-
haberei handelt.

Vorsteuerabzug schon vor Gründung

Wird künftig eine unternehmerische Tätigkeit entfaltet, so steht 
auch der Vorsteuerabzug für damit in Zusammenhang stehende
vorweggenommene Ausgaben zu, sofern auch die spätere
Tätigkeit der Umsatzsteuer unterliegt. Um die Vorsteuern geltend 
machen zu können, muss mit einem sogenannten Regelbesteue-
rungsantrag auf die Kleinunternehmerbefreiung verzichtet und 
eine Umsatzsteuervoranmeldung an das Finanzamt übermittelt 
werden. Erst im Rahmen dieser Umsatzsteuervoranmeldung kann 
die Rückzahlung des Vorsteuerguthabens beantragt werden.

ANHEBUNG DER BUCHFÜHRUNGSGRENZE UND 
AKTIVIERUNGSWAHLRECHT ANGEKÜNDIGT

Die österreichische Bundesregierung hat im April 2026 ein Maß-

nahmenpaket angekündigt, durch welches die Rahmenbedingun-

gen für den österreichischen Wirtschaftsstandort verbessert und 

Unternehmen in ihrer Verwaltung entlastet werden sollen.

Im Zuge der angekündigten Maßnahmen soll die Buchführungsgrenze
auf € 1 Mio. angehoben und ein Aktivierungswahlrecht für selbst
geschaffene immaterielle Vermögenswerte geschaffen werden. 

Anhebung der Buchführungsgrenze

Künftig soll die Pflicht zur doppelten Buchführung erst ab einem 
Jahresumsatz von € 1 Mio. greifen. Damit wird die aktuelle Buchfüh-
rungsgrenze von € 700.000 deutlich angehoben. Die Maßnahme soll 
dazu beitragen, dass mehr Betriebe in der einfacheren Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung verbleiben können, was für weniger Verwal-
tungsaufwand und mehr Planungssicherheit sorgen soll. Zudem soll 
vermieden werden, dass Unternehmen durch die stark gestiegene 
Inflation und damit verbundene Preissteigerungen in aufwendigere 
Bilanzierungspflichten rutschen.

Aktivierungswahlrecht für immaterielle Vermögenswerte

Entsprechend der derzeitigen Rechtslage besteht ein Aktivierungs-
verbot für selbsterstellte immaterielle Vermögensgegenstände wie 
Software und Patente. Dieses Aktivierungsverbot führt vor allem in 
Bezug auf den Wettbewerb um internationale Kapitalgeber zu Nach-
teilen, weil selbst geschaffene Vermögenswerte in der Bilanz nicht 
sichtbar sind. Um dem entgegenzuwirken, soll das Aktivierungsver-
bot in ein Aktivierungswahlrecht für selbst geschaffene immaterielle 
Vermögensgegenstände abgeändert werden. 
Durch diese Maßnahme sollen nachfolgende Effekte erzielt werden:

n	 Sichtbare Innovationsleistung: Unternehmen können
	 ihre geschaffenen Werte in der Bilanz darstellen

n	 Stärkere Eigenkapitalbasis: Verbesserte Bonität und
	 bessere Ratings bei Banken

n	 Leichterer Zugang zu Kapital: Investoren erkennen 
	 den tatsächlichen Unternehmenswert schneller

Ein exaktes Datum des Inkrafttretens der neuen Maßnahmen ist 
noch nicht bekannt, da sich der Gesetzesentwurf aktuell noch in der 
interministeriellen Koordinierung befindet.

Dr. Bernhard Arming 
Geschäftsführung, Steuerberater

T +43 (0) 662 / 84 20 30
M bernhard.arming@partner-treuhand.at

SALZBURG

ERHALTEN SIE UNSEREN MONATLICHEN NEWSLETTER?

Ihre Mailadresse senden Sie bitte an:
marketing@partner-treuhand.at
oder Sie melden sich online mittels QR-Code an.
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KFZ-SACHBEZUG:
NEUE AUSNAHMEN SEIT 2026

Besteht für den Arbeitnehmer die Möglichkeit, ein arbeit-

gebereigenes Kraftfahrzeug für nicht beruflich veranlasste 

Fahrten einschließlich Fahrten zwischen Wohnung und Ar-

beitsstätte zu benützen, so ist ein Sachbezug anzusetzen.

Erweiterung der Ausnahmen vom Sachbezug

Ein Sachbezugswert für die Strecke Wohnung - Arbeitsstätte ist 
nicht anzusetzen, 

n	 wenn es sich um Spezialfahrzeuge handelt, die aufgrund
	 ihrer Ausstattung eine andere private Nutzung praktisch
	 ausschließen (zB ÖAMTC- oder ARBÖ-Fahrzeuge,
	 Montagefahrzeuge mit eingebauter Werkbank),
	 wenn Berufschauffeure das Fahrzeug (Pkw, Kombi,
	 Fiskal-Lkw), das privat nicht verwendet werden darf,
	 nach der Dienstverrichtung mit nach Hause nehmen.
	 Weiters muss seit 1.1.2026 kein Sachbezug angesetzt werden, 

n	 wenn es sich um Kraftfahrzeuge handelt, die nicht
	 zur überwiegenden Personenbeförderung gebaut sind
	 und nach der seit 1.7.2025 geltenden Rechtslage nicht
	 der Normverbrauchsabgabe unterliegen würden
	 (z. B. Kastenwägen, Pritschenwägen).

Werden Spezialfahrzeuge bzw. Kraftfahrzeuge, die nicht zur 

überwiegenden Personenbeförderung gebaut sind und somit 

nicht der Normverbrauchsabgabe unterliegen, anderweitig 

privat genutzt, ist ein Sachbezug nach den allgemeinen Vor-

gaben zu berücksichtigen.

Im Rahmen der letzten Wartung der Lohnsteuerrichtlinien wur-
de diesbezüglich auch klargestellt, dass von keiner privaten 
Nutzung auszugehen ist, wenn diese seitens des Arbeitgebers 
nachweislich untersagt wurde. Um für kommende Lohnabgaben-
prüfungen gut gerüstet zu sein, müssen Fahrtenbücher stets 
lückenlos geführt und auch durch den Arbeitgeber laufend auf 
ihre Richtigkeit hin überprüft werden.

ERHÖHTES SAISONKONTINGENT
IN DER GASTRONOMIE UND HOTELLERIE

Um Personalengpässen in Gastronomie und Tourismus entgegenzu-
wirken, wurde das Saisonkontingent in der Wintersaison 2025/26 
auf 5.500 Plätze erhöht. Zusätzlich stehen 2.500 Kontingentsplätze 
für Arbeitskräfte aus den Westbalkanstaaten (Montenegro, Serbien, 
Nordmazedonien, Kosovo, Bosnien und Herzegowina) zur Verfügung.
Werden zwischen Dezember 2025 und Juli 2026 mindestens 75 % 
der verfügbaren Kontingentsplätze genutzt, verlängert sich das er-
höhte Kontingent automatisch um ein weiteres Jahr.

Beschäftigung von Saisonkräften aus dem EU-Raum

Aufgrund der Arbeitnehmerfreizügigkeit haben Arbeitskräfte aus der 
EU, dem EWR und der Schweiz freien Zugang zum österreichischen 
Arbeitsmarkt und benötigen keine Beschäftigungsbewilligung.

Saisonkräfte aus Drittstaaten

Für die Beschäftigung von Saisonarbeitskräften aus Drittstaaten 
muss ein freier Kontingentplatz vorhanden sein und eine Beschäf-
tigungsbewilligung beim AMS beantragt werden. Nach positiver Be-
willigung ist eine Beschäftigung für maximal sechs Monate möglich. 
Innerhalb von zwölf Monaten dürfen Saisonarbeitskräfte insgesamt 
höchstens neun Monate in Österreich beschäftigt werden.

Sonderregelung für Stammsaisoniers aus Drittstaaten

Arbeitskräfte aus Drittstaaten können als Stammsaisoniers registriert 
werden, wenn sie in den vergangenen fünf Kalenderjahren in zumin-
dest drei Jahren jeweils mindestens 90 Tage rechtmäßig im Touris-
mus, der Gastronomie oder der Land- und Forstwirtschaft beschäf-
tigt waren. Registrierte Stammsaisoniers können ohne Anrechnung 
auf das Saisonkontingent und ohne Arbeitsmarktprüfung beschäftigt
werden. Die Beschäftigungsbewilligung wird für maximal sechs
Monate erteilt.

ERKLÄRUNGSPFLICHT FÜR
DEUTSCHE RENTENBEZÜGE IN ÖSTERREICH

Viele in Österreich ansässige Personen beziehen nach einer Er-

werbstätigkeit in Deutschland eine deutsche Rente. Die steuerli-

che Behandlung hängt dabei von der Art der Rente ab.

Gesetzliche Rentenversicherung

Bezüge aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung werden 
gemäß dem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Österreich 
und Deutschland grundsätzlich in Deutschland besteuert. In Öster-
reich sind diese Renteneinkünfte zwar von der Besteuerung freige-
stellt, sie sind jedoch im Rahmen des Progressionsvorbehalts zu be-
rücksichtigen. Das bedeutet, dass die deutschen Rentenbezüge bei 
der Ermittlung des auf die österreichischen Einkünfte anzuwenden-
den Durchschnittssteuersatzes mit einbezogen werden und dadurch 
zu einer höheren Steuerbelastung auf die in Österreich steuerpflich-
tigen Einkünfte führen können.

Firmen- und Privatrenten

Anders verhält es sich bei Firmen- und Privatrenten aus Deutsch-
land. Diese unterliegen nach dem Doppelbesteuerungsabkommen 
ausschließlich der Besteuerung im österreichischen Ansässigkeits-
staat. Da auf diese Rentenbezüge in Österreich kein laufender 
Lohnsteuerabzug erfolgt, müssen sie im Rahmen der jährlichen Ein-
kommensteuererklärung erklärt werden. Dies führt häufig zu einer 
Steuernachzahlung, da die Renteneinkünfte während des Jahres zu-
nächst unversteuert ausbezahlt werden.

Für Bezieher deutscher Renten ist daher eine korrekte steuerliche 
Einordnung der jeweiligen Rentenart wesentlich, um die Erklärungs-
pflichten in Österreich ordnungsgemäß zu erfüllen.
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SteuerNews

AKTIVPENSION FÜR 2027
IM MINISTERRAT BESCHLOSSEN

Kürzlich wurde im Ministerrat die lange angekündigte „Aktiv-

pension“ beschlossen, mit welcher das Arbeiten in der Pension 

attraktiver gestaltet werden soll. Primäres Ziel der Maßnahme 
ist es, dass Menschen, die nach dem Erreichen des Regelpen-
sionsalters weiterarbeiten möchten, steuerlich entlastet werden 
sollen. Der aktuell vorliegende Gesetzesentwurf sieht dabei nach-
folgende Kernpunkte vor:

Steuerfreibetrag

Um den Zuverdienst finanziell attraktiv zu gestalten, ist ab dem 
Jahr 2027 ein Steuerfreibetrag von € 15.000 pro Jahr bzw.
€ 1.250 pro Monat für Erwerbstätige vorgesehen, die über das 
Regelpensionsalter hinaus arbeiten.

Entfall der Dienstnehmeranteile zur Pensionsversicherung

Zusätzlich kommt es zum Entfall des Dienstnehmeranteils zur 
Pensionsversicherung (10,25 %) für Erwerbstätige im Regelpen-
sionsalter.

Voraussetzungen der Aktivpension

Die nunmehr im Entwurf vorliegende Aktivpension richtet sich an 
Personen, die zusätzlich zur Alterspension weiterarbeiten, sowie 
an jene Menschen, die den Pensionsantritt bewusst aufschieben 
möchten.

Nach derzeitiger Ausgestaltung sollen bei Männern 40 Versiche-
rungsjahre erforderlich sein, bei Frauen vorerst 34 Versicherungs-
jahre. Da das Frauenpensionsantrittsalter aktuell steigt, werden 
die notwendigen Versicherungsjahre für Frauen jährlich erhöht 
und sollen bis zum Jahr 2033 auf dasselbe Niveau wie auf jenes 
der Männer angehoben werden.
Die finale Gesetzwerdung bleibt noch abzuwarten.

Sie haben Fragen? 
Ich stehe Ihnen zur Verfügung!

Mag. Doris Kraus 
Teamleiterin und Steuerberaterin 
im Kompetenzzentrum für Lohn-
verrechnung und Arbeitsrecht der 
Partner-Treuhand-Gruppe

+43 (0) 7242 / 41 601-250
lohn@partner-treuhand.at

KOMPETENZZENTRUM
für Lohnverrechnung und Arbeitsrecht

VERSCHÄRFUNGEN IM FINANZSTRAFGESETZ

Mit dem Betrugsbekämpfungsgesetz 2025, das mit 1.1.2026 in 

Kraft getreten ist, wurden zahlreiche Änderungen im Finanzstraf-

gesetz (FinStrG) beschlossen. Ziel ist die stärkere Bekämpfung von 

Abgabenbetrug und Steuervermeidungspraktiken.

Neue Grenzwerte beim Verkürzungszuschlag (§ 30a FinStrG)

Wird im Zuge einer Abgabenprüfung eine Abgabennachforderung 
festgestellt, können finanzstrafrechtliche Konsequenzen durch die 
Entrichtung eines Verkürzungszuschlags vermieden werden. Voraus-
setzungen dafür sind insbesondere:

-	 Verdacht eines finanzstrafrechtlichen Vergehens,
n	 Nachforderung je Veranlagungszeitraum höchstens € 33.000,
n	 Gesamtnachforderung höchstens € 100.000,
n	 Antrag auf Entrichtung des Verkürzungszuschlags,
n	 Rechtsmittelverzicht hinsichtlich dessen Festsetzung,
n	 keine Selbstanzeige oder kein anhängiges Finanzstrafverfahren
	 betreffend die betroffenen Abgaben,
n	 keine Bestrafung aus präventiven Gründen.

Die bisherige Höchstgrenze der gesamten Abgabennachforderung 
von € 33.000 wurde auf € 100.000 angehoben. Der Verkürzungs-
zuschlag beträgt grundsätzlich 10 % der Nachforderung, ab einer 
Gesamtnachforderung von mehr als € 50.000 jedoch 15 %.
Straffreiheit tritt nur bei fristgerechter und vollständiger Entrichtung 
der Nachforderung samt Zuschlag ein.

Überhöhte Verluste als Tatbestand der Abgabenhinterziehung

(§ 33 FinStrG)

Bisher lag eine Abgabenhinterziehung nur vor, wenn durch Verlet-
zung abgabenrechtlicher Pflichten eine tatsächliche Abgabenverkür-
zung bewirkt wurde. Die Erklärung überhöhter Verluste war hinge-
gen nicht erfasst. Seit 1.1.2026 macht sich jedoch auch strafbar, wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig zu Unrecht Verluste erklärt, die in 
künftigen Veranlagungszeiträumen steuermindernd genutzt werden 
können. Der Strafrahmen entspricht jenem der Abgabenhinterzie-
hung bzw. grob fahrlässigen Abgabenverkürzung. Dadurch werden 
künftig auch erklärte Verluste verstärkt Gegenstand finanzstrafrecht-
licher Prüfungen sein. Die Regelung gilt für Steuererklärungen, die ab 
dem 1.1.2026 eingereicht werden.

Erweitertes Recht auf Akteneinsicht (§ 79 FinStrG)

Beschuldigte haben im Finanzstrafverfahren Anspruch auf Aktenein-
sicht. Bisher war diese an das Vorliegen finanzstrafrechtlicher oder 
abgabenrechtlicher Interessen geknüpft. Auf Grundlage der Recht-
sprechung des Bundesfinanzgerichts wurde die Bestimmung an-
gepasst: Beschuldigten und Nebenbeteiligten ist nun in jeder Lage 
des Verfahrens sowie auch nach dessen Abschluss Akteneinsicht zu 
gewähren. Ein besonderes rechtliches Interesse ist dafür nicht mehr 
erforderlich. Die Neuregelung gilt seit 1.1.2026 für alle anhängigen 
und abgeschlossenen Verfahren.

NUTZEN SIE UNSERE 

STEUER-TOOLS  
www.partner-treuhand.at
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Inside
„WER BREMST, VERLIERT!“
Partner-Treuhand Wels: Den Fuß am Gaspedal, Teamgeist und jede Menge Spaß. 

Beim GoKart-Rennen hatte Michelle Mayrpeter eindeutig die Go-Kart-Nase vorn! 
Nach der Siegerehrung gab es noch eine taktische Nachbesprechung. Gelungene 
Racingstunden mit einem gemütlichen Abschluss. 

Ebenso erhielt Frau Chemile DZELADINI  
von Ingeborg Gratz-Neudecker und DI Georg 
Doppelbauer zu ihrem 10-jährigen Dienstjubi-
läum große Wertschätzung und Dank für ihren 
motivierten Einsatz im Team der Buchhaltung.

Das sportliche Team aus Mitarbeitern der Partner-Treuhand Wels und der Partner-

Treuhand Traunviertel hat gemeinsam viele Kilometer geschafft.

Es war erneut eine tolle Gelegenheit, den Teamgeist zu stärken und in geselliger Runde
aktiv zu sein.  

Regelmäßige Schulungen 

und Weiterbildung sind ein 

wichtiger Bestandteil unserer 

Unternehmenskultur.

Durch die laufende Wissens-
vermittlung fördern wir die 
fachliche Entwicklung unserer 
Mitarbeiter.

WELSER BUSINESS RUN 2026

UNSERE DIENSTJUBILÄEN UNSER WISSEN. IHR VORTEIL.

GELDWÄSCHE-SCHULUNG Mai 2026

Schulung von Dr. Bernhard Arming für alle Mitarbeiter unserer Standorte zum 
Thema Geldwäscheprävention.

Zum 25-jährigen Dienstjubiläum von Christa 
LAMBRECHT überbrachten die Geschäftsfüh-
rer der Partner Treuhand Wels Glückwunsch 
und Dank für die langjährige Mitarbeit im Team 
der Bilanzierung.
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Fälligkeitsdatum: 15.07.2026 *

Normverbrauchsabgabe 
Umsatzsteuer, Vorauszahlung 
Werbeabgabe 
Lohnsteuer 
Dienstgeberbeitrag zum
Familienlastenausgleichsfonds
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 
 
 
Fälligkeitsdatum: 15.08.2026 *

Kammerumlage 
Kraftfahrzeugsteuer 
Umsatzsteuer, Vorauszahlung (Quartal)
Werbeabgabe 
Umsatzsteuer, Vorauszahlung 
Normverbrauchsabgabe 
Lohnsteuer 
Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 
Einkommensteuer, Vorauszahlung 
Körperschaftsteuer, Vorauszahlung 

Fälligkeitsdatum: 31.08.2026 *

GSVG-Beiträge

Fälligkeitsdatum: 15.09.2026 *

Umsatzsteuer, Vorauszahlung
Normverbrauchsabgabe 
Werbeabgabe 
Lohnsteuer 
Dienstgeberbeitrag zum
Familienlastenausgleichsfonds
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 
 
 

Fälligkeitsdatum: 15.10.2026 *

Normverbrauchsabgabe 
Umsatzsteuer, Vorauszahlung 
Werbeabgabe 
Lohnsteuer 
Dienstgeberbeitrag zum
Familienlastenausgleichsfonds
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 

Mai
Mai
Mai
Juni

Juni
Juni

April bis Juni
April bis Juni
April bis Juni

Juni
Juni
Juni
Juli
Juli
Juli

Juli bis September
Juli bis September

Juli bis September

Juli
Juli
Juli

August

August
August

August
August
August

September

September
September

* �Abgaben, die an einem Samstag, Sonntag oder Feiertag fällig werden, sind am 
darauffolgenden Werktag zu entrichten.

Steuer-Termine

Wirtschaftstreuhand GmbH

Linzer Straße 8
4701 Bad Schallerbach
+43 (0) 7249 / 48040
office@wiesinger-treuhand.at

Wirtschaftstreuhand GmbH 
Steuerberatungsgesellschaft

Kalvarienberggasse 10a | 4600 Wels
+43 (0) 7242 / 41 601
office@partner-treuhand.at

PT-Steuerberatung GmbH

Kalvarienberggasse 10a
4600 Wels
+43 (0) 7242 / 41601
office@pt-steuerberatung.at

Informations- und 
Kommunikationsberatung GmbH

Kalvarienberggasse 10a | 4600 Wels
+43 (0) 7242 / 41601
office@partner-technologies.at

Unternehmensberatung u.  
Wirtschaftstraining GmbH

Kalvarienberggasse 10a | 4600 Wels
+43 (0) 7242 / 41601
office@partner-consult.com

Partner-Treuhand Traunviertel GmbH 
Steuerberatungsgesellschaft

Flößerstraße 12
4600 Thalheim bei Wels
+43 (0) 7242 / 45190
traunviertel@partner-treuhand.at

KOMPETENZZENTRUM
für Lohnverrechnung und Arbeitsrecht

Vogelweider Straße 9 | 4600 Wels
+43 (0) 7242 / 41601-250
lohn@partner-treuhand.at

Partner Treuhand Salzburg GmbH 
Steuerberatungsgesellschaft

Panzerhalle Bauteil A
Siezenheimer Straße 39A | 5020 Salzburg
+43 (0) 662 / 842030
salzburg@partner-treuhand.at

SALZBURG

www.partner-treuhand.at
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